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Die iüdische Schule in
Gemünden lHunsrück
von Gustav Schellack

IIlm heutigen Rhein-Hunsrück-Kreis
gab es im 19. Jahrhundert nur vier
jüdische Schulen. Der Kreis St. Goar
hatte gar keine gesonderten Schulen
für jüdische Kinder. Diese besuchten
die jeweiligen christlichen Konfessions-
schulen ihrerWohnorte. lm ehem. Kreis
Simmern dagegen existierten geson-
derte israelitische Schulen in Simmern,
Laufersweiler, Kirchberg und GemÜn-

den. Über letztere sind wir durch ein
mehr als 800 Seiten umfassendes
Aktenstück im LandeshauPtarchiv
Koblenz ausgezeichnet informiert. 1)

Bei einem Einwohneranteil der Ju-
den von 17 Prozenl im Jahre 1 838 und
zwei überfüllten christlichen Konfes-
sionsschulen, waren die jüdischen Be-
wohner gezwungen, eine eigene Schule
zu unterhalten. Da diese aber als eine
private Einrichtung galt, verweigerte
die Zivilgemeinde jegliche Unterstüt-
zung mit Geld oder auch Holz zum
Heizen des Schullokals.

Weitere Schwieri gkeiten entstanden
bei der Stellenbesetzung, weil die Leh-
rer gleichzeitig Elementarlehrer, Reli-
gionslehrer und Schächtersein sollten.
Nur Religionslehrer und Schächter durf-
ten keinen Elementarunterricht eftei-
len. Eine Doppelbesetzung konnte sich
die jüdische Gemeinde nicht erlauben.
Die jüdischen Elementarlehrer unter-
standen dem evangelischen Orts- und

Kreisschulinspektor, der laufend Revi-
sionen durchführte und darüber an die
Regierung in Koblenz berichtete. Die-
se Akten vermitteln einen genauen Ein-
blick in die Schulverhältnisse, über
Lehrer und Schüler, insbesondere aber
über den hartnäckigen KamPf um

Gleichstellung und Anerkennung als
öffentliche Elementarschule.

Der kämpferische Vorsteher der
Synagogengemeinde, Ochs, bombar-
dierte Gemeinde, Schöffenrat und
Schulinspektor mitAnträgen. Sogar das
lnnenministerium in Berlin wurde damit

befaßt. Die Schulgeschichte von Ge-
münden zeigt etwas von der Rechtlo-
sigkeit der Juden in einer Gemeinde,
der sie andererseits mit Steuern, Abga-
ben und Fronden verpflichtet waren.

Das Wort ,,Judenschule" tritt erst
malig im Jahre 1 758 auf , als die Schmidt-
burger Herrschaft auf Schloß Gemün-
den einigen jüdischen Familien das
Bleiberecht im Ort durch Schutzbriefe
bestätigt hatte. Die Formulierung aber
in einem Aktenstück, ,,daß die Aufnah-
me und Beherbergung fremderJuden
in der Judenschule publiziert wurde", 2)

zeigt, daß es sich dabei um die SYn-

agoge, das Bethaus der Juden, han-
delte, wo sie sich zu ihren Gottesdien-
sten trafen und wo sicherlich auch schul-
mäßiges Lesen der hebräischen Schrift
geübt wurde. Auch die Nachricht, daß
1781 die Judenschule nach zwei Brän-
den im Ort wieder neu errichtet wurde,
bezieht sich auf die Synagoge.

Um die Mitte des 18. Jahrhunderts
lebten in Gemünden 15-17 jüdische
Familien, das entsprach einer Seelen-
zahl von 60-85. Als Schutzjuden der
Schenken von Schmidtburg erkauften
sie sich jährlich ihren Aufenthalt im Ort
durch erhebliche Geldzahlungen. s)

Wie es in dieserZeit um Schule und
Unterricht stand, ist nicht zu ermitteln.
Man weiß, daß damals eines der herr-
schaftlichen Häuser an den Juden El-

kan Meyerverkauft wurde, das als Syn-
agoge genutzt und wo jüdische Kinder
wohl in ihrer Religion unterrichtet wur-
den. 1808 umfaßte die Gemeinde'109
Seelen, woraus man auf etwa 25-30
Schulkinder schließen kann. a)

Die erste greifbare Nachricht über
das Schulwesen stammtvom 29. März
1826, als der jüdische Lehrer Abraham
Caan an den damaligen Schulinspek-
tor Back den Antrag stellte, den glei-

chen Schullohn zu erhalten wie der
christliche Lehrer. Er war am 15. Feb-
ruar 1825 von Remagen nach Gemün-

den berufen worden. Von den verein-
barten 1 127,659r und 8 Pf hatte erbis
dahin etwas mehr als die Hälfte be-

kommen. Er reklamierte das ausste-
hende Geld und verwies auf seine
sechsköpfige Familie.

Anscheinend hatte er wenig Erfolg
und verließ Gemünden. lm Oktober
1826 bewarb sich bereits ein neuer
Leh rer name ns Kihlheimervon Hotten-
bach. Da er aber aus einer anderen
Herrschaft war, galt er als Ausländer
und konnte nicht angestellt werden,
trotzdem ihm der Pfarrer von Hotten-
bach anständiges Betragen beschei-
nigt hatte. Über seine Kenntnisse aller-
dings müsse eine Prüfung entschei-
den. Die Regierung verweigerte die

Einstellung. Da aber der Lehrer bereits
in Gemünden eingetroffen war, bat man,

ihn so lange behalten zu können, bis

ein lnländer gefunden sei. ln die christ-
lichen Schulen könne man die Kinder
nicht schicken, da diese restlos über-
füllt seien.

Der Schulinspektor traute den An-
gaben nicht und forderte die Schüler-
zahlen an, gleichzeitig meldete BÜr-

germeister Diel, in der evangelischen
Schule sei genügend Raum für die
israelitischen Kinder, deren Eltern müß-
ten nur wollen. lm November 1826
wurde dem jüdischen Lehrer die Aus-
übung des Unterrichts strikte verboten.

Der neue Lehrer Block kam aus
Berlin. Er hatte einen schlechten Start,
denn, wie Bürgermeister Diel berichte-
te, gab es unter den Juden Uneinigkeit.
Ludwig Marx war der dauernde Lehrer-
wechsel leid und wollte seine Kinder
von einem Privatlehrer unterrichten las-

sen und deshalb kein Schulgeld be-

zahlen. Die Regierung in Koblenz ge-

stand zwar dem Marx den Privatunter-
richt zu, jedoch nicht die Befreiung vom
Schulgeld für die jÜdische Schule, weil
sonst der Bestand der Schule gefähr-

det sei. Auch der Landrat befaßte sich



Heft Nr. 12 - 2196 Beiträge zur Jüdischen Geschichte und zur Gedenkstättenarbeit in Rheinland-Pfalz 35

mit der Schulfrage und schrieb in ei-
nem Bericht, daß sich zwei Pafieien in
der jüdischen Gemeinde gebildet hät-
ten. Es führte dazu, daß Lehrer Block
Gemünden am 14. September 1830
verließ und nach Bernkastelging.

Der Nachfolger Samuel Silberberg
aus Graicz war nur Religionslehrer und
hatte keine Befähigung, Elementarfä-
cherzu unterrichten. Darum sollten die
31 Kinder die christlichen Schulen be-
suchen. Das wiederum lehnte der Land-
rat ab. Nach seiner Meinung solle man
einen Elementarlehrer anwerben, der
auch gleichzeitig Schächter sei, zu-
dem sei die jüdische Gemeinde in der
Lage, einen solchen zu bezahlen.

lm September 1830 war das Fun-
dament für einen neuen Synagogen-
bau gelegt. Darin sollte gleichzeitig ein
Schulsaal und eine Lehrerwohnung
untergebracht werden. Die Kosten des
Erweiterungsbaues waren mit 250 Rt
angegeben. Der jüdische Vorsteher
Strauß meldete der Regierung, dem
Religionslehrer Si lberberg müßten 1 36
Rt Gehalt gezahlt werden, während
dervorhergehende Elementar- und Re-
Iigionslehrer nur g6 Rt insgesamt be-
kommen habe.

Als alle Bemühungen nichts nutz-
ten und eine Einschulung in die christ-
lichen Schulen nicht möglich war, griff
der jüdische Vorsteher Ochs zu einer
ungewöhnlichen Maßnahme. Am 5.
März 1833 berichtet der Landrat, Ochs
habe mit Zustimmung von neun ande-
ren Familienvorständen mit dem ka-
tholischen Lehrer Wilhetmy eine Über-
einkunft getroffen, die jüdischen Kin-
der nach Beendigung seines Unter-
richts nachmittags von 16 - 18 Uhr und
an den Spieltagen von 13 - "16 Uhr zu
unterrichten. Als Entschädigung wa-
ren ihmvon jedem Kind 1 Rt, 3 Sgr, 4 Pf
Schulgeld pro Jahr zugesichert, auch
wolle man im Winter für die Heizung
sorgen.

Lehrer Wilhelmymußte einen Lek-
tionsplan einreichen, und die Bezirks-
regierung gab die Zustimmung, aller-
dlngs unter der Bedingung, den Unter-
richt auf 17 - 19 Uhr zu legen, ,,damit er
sich zwischen dem Unterricht an der
eigenen Schule und diesem besser
erholen könne."

Als Vorsteher Ochs 1833 Schul-
geld für die bedüdtigen Kinder der Ju-
den aus der Kommunalklasse forderte,
wie es für die christlichen üblich war,
erteilte der Landrat eine Absage, Ju-
den hätten keinen Anspruch auf Gel-
der aus der Gemeindekasse, und Re-
gierungsschulrat Eilers ergänzte die

Anordnungen des Landrats,,,Geld kön-
ne nur genehmigt werden, wenn es
eine reguläre Elementarschule wäre,
jedoch nicht für ein Provisorium".

Vorsteher Ochs bombardierte trotz
aller Ablehnungen die Regierung wei-
ter. Als Religionslehrer Si lberberg aus-
gewiesen werden sollte, setzten sich
22 jüdische Haushalte für ihn ein und
forderten die Rücknahme der Verfü-
gung. Silberbergbat um die Sicherung
seines Gehalts von 50 Talern und Zu-
gestehung eines Kosthauses.

lm März 1837 unterrichtete der
Landrat die Regierung, Lehrer Silber-
berg sei preußischer Untertan und er
habe ihm, der seit 7 Jahren dort Reli-
gionsunterricht erteile, den Aufenthalt
gestattet. Viele Familien allerdings blie-
ben im Verzug mit der Geldzahlung für
den Religionslehrer. Vom Landrat war
nichts zu erwarten. Er wies auf das
Zerwürfnis innerhalb der jüdischen
Gemeinde hin, das bisher die Anstel-
lung eines Religions- und Elementar-
lehrers verhindert hätte.

DerZustand endete am 7. Juni 1 838
mit der Einstellung von Lehrer Scheuer
von Kirchberg als Elementar- und Re-
ligionslehrer. Für insgesamt 94 Taler,
davon 80 T in bar, hielt er den Unter-
richt in seinem Wohnzimmer. 2 T wur-
den ihm für die Segenssprüche in der
Synagoge bewilligt, und 1 Klafter Holz
war mit 4 T in Rechnung gesetzt. Das
verursachte die nächste Beschwerde.

Der Lehrer bemängelte, daß die
evangelische Schule sechs Klafter, die
katholische Schule vier Klafter, die is-
raelitische aber nichts erhalte.

KOMPETENZ (Gehaltsnachweis):
l. AIs Lehrer:
1. FreieWohnung, 1 Zimmer,l Küche,
1 Keller, '1 Speicher = 8 Rt
2. Ein Klafter Holz = 4 Bt
Die Schule wird in dem Wohnzimmer
des Lehrers gehalten, für die Heizung
braucht die Gemeinde daher kein be-
sonderes Holzzu Iiefern. Den Mehrbe-
darf muß er auf eigene Kosten be-
schaffen.
3. Lehrergehalt ohne Rücksicht auf die
Zahl der Schulkinder oder Gemeinde-
glieder in monatlichen Raten aus den
Händen des israelitischen Vorstehers,
der die Erhebung vornimmt. = 80 Rt

ll, Als Vorsänger in der Synagoge:
4. Für das unter 3 ausgeworfene Ge-
halt ist der Lehrer verpflichtet, den Vor-
sänger in der Synagoge ohne weitere
Entschädigung zu versehen.
5. Gebühren für Segenssprüche in der

Synagoge, welche nach Belieben von
den Mitgliedern, die es wünschen, be-
zahltwerden.=2Rt

Die konfessionelle Zusammenset-
zung der Bevölkerung in Gemünden
war wie folgt: Evangelische 590 (57o/"),

Katholiken 279 (27"/.) und lsraeliten
165 (16%). Danach ständen der jüdi-
schen Schule zumindest 2 Klafter Holz
zu, zumal die christlichen Lehrer noch
bares Geld aus der Gemeindekasse
bezogen.

Vorsteher Ochs führte an, daß der
dritte Teil seiner Gemeinde fast zah-
lungsunfähig sei und keinen Beitrag
zum Gehalt des Lehrers leisten könne.
Das veranlaßte den Bürgermeister von
Gemünden, 1 Klafter Holz und 5 Rt
ZuschuB zu gewähren, zumal die Ju-
den wie die Christen Beiträge in die
Gemeindekasse leisteten und Feld für
die Vieh- und Schafweide hergegeben
hätten. Auch die Regierung gab ihre
Zustimmung zu dieser Beisteuer.

Nun aber kam der Schöffenrat zu-
sammen und lehnte ab:
1. Die jüdische Schule ist eine Privat-
schule.
2, Die Juden haben sich ein eigenes
Gebäude für Gotteshaus und Schule
angeschafft, dazu einen eigenen Leh-
rer.
3. Sie besitzen einen Almosen- und
Schulfonds von mehreren hundeft Ta-
lern.

Als auch der Landrat die Beisteuer
genehmigt hatte, schrieb Vorsteher
Ochs eine geharnischte Beschwerde
und legte Widerspruch gegen die Ent-
scheidung des Schöffenrates ein.

Seit 12 Jahren zahle man alle Schul-
versäumnisgelder in die Gemeindekas-
se, stelle eine Hammelweide bereit und
zahle bis zu 20 Talern Grundsteuern.
Vom Landrat verlangte er, dalür zu
sorgen, daß der Schöffenrat nicht die
Gewalt habe,,Mein- und Deinrecht ver-
mischen zu können". Die Juden hätten
zwar Pflichten, von den Rechten aber
schließe man sie aus.
Nun schaltete sich Regierungsschulrat
Eilers ein und zeigte drei Möglichkeiten
auf :

1. Die Juden schicken ihre Kinder in

christliche Schulen. Sie zahlen Schul-
geld, und die armen Kinder werden
behandelt wie die armen christlichen
Schüler (das Schulgeld wird von der
Gemeinde übernommen).
2. Sie wollen ihre Kinder in christliche
Schulen schicken. lst aber dort kein
Platz, dann ist die Gemeinde verpflich-
tet, zum Unterhalt der jüdischen Schu-

I
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le beizutragen.
3. Sie wollen ihre Kinder nicht in christ-
liche Schulen schicken und wollen ih-
ren eigenen Lehrer haben, dann be-
steht kein Anspruch auf Gemeindegel-
der.

Am 21 . März 1840 verf ügte der Mi-
nister für Geistliche und Medizinalan-
gelegenheiten im lnnenministerium
(Berlin), daß die jüdische Schule in
Gemünden als öffentliche Schule an-
zue rken nen sei u nd u nterstützt werde n
müßte.Daraufhin wurden 1 Klafter Holz
und 5 Rt Beisteuer genehmigt. Die un-
unterbrochenen Eingaben von Vorste-
her Ochs hatten einen ersten Erfolg.

Der Schöffenrat ließ sich von dem
Erlaß aus Berlin nicht beeindrucken
und lehnte erneut ab. Seine Begrün-
dung lautete: ,,Die Bewilligung eines
Zuschusses hat bei den Christen schon
große Erbitterung hervorgerufen, die-
se wird noch größer, wenn man auch
noch das Schulgeld erläßt."

lnzwischen hatte man Lehrer Scheu-
er als ,,völlig untauglichen Mann" ent-
lassen und lmmanuel Weinzweig aus
Eisleben mit der Schulleitung beauf-
tragt. Seine Kompetenzwurde auf 807
und 2 Klafter Holz festgesetzt. Von den
etwa 50 Schulkindern sollten 20 T als
Schulgeld einkommen, aus seiner Tä-
tigkeit in der Synagoge hatte er 10 T
und als Schächter 30 T zu erwarten,
ein Gesamtgehalt also von 140 T.

lm Mai 1842 erfolgte eine Revision
der Schule. Sie hatte damals 25 Kna-
ben und 25 Mädchen. Wegen Umbau-
es der Synagoge wurde sie in einem
anderen Haus gehalten. lm Revisions-
bericht liest man: ,,Unter dem jüdischen
Lehrer Scheuer waren keine Leistun-
gen erzielt worden. Das ist unler Wein-
zweig anders geworden. Er hat die
Klassenstufen aut 4 verminderl. Die
Kinder kommen reinlich gewaschen und
gekleidet. Der Lehrer gibt 30 Stunden
in der Woche (4 Hebräisch, 6 Religion,
2 Biblische Geschichte, 5 Deutsch, 4
Rechnen, 2 Erdbeschreibung, 3 Schön-
schreiben). Weinzweig stellt z.T. über-
spannte Forderungen, da er gerne als
provisorischer Lehrer ernannt werden
möchte."

Bei einer erneuten Überprüfung
1843 wurden große Fertigkeiten im
Rechnen festgestellt. Die hebräischen
Choräle und deutschen Volkslieder je-
doch seien den Ohren nichtwohltuend.
Weinzweigwolle glänzen. Alles sei auf
Effekt berechnet.,,E rträgt einen Schn u rr-
und Knebelbart und hat sich nicht über-
winden können, auf einen der beiden

Bärte zu verzichten".
Der Bericht von 1844lautete:

,,17 Knaben und 27 Mädchen besu-
chen den geräumigen Schulsaal, der
mit den nötigen Subsellien (Bänken)
versehen ist. Die Leistungen der Unter-
stufe sind mittelmäßig. lm Alten Testa-
ment sind die Kinder der Mittel- und
Oberstufe gut bewandert, auch sind
die zehn Gebote bekannt. Der Gesang
jedoch ist nicht wohltuend. Ruhe, Ord-
nung und Reinlichkeit werden nicht
vermiß1." 1845 heißt es: ,,Zwar haben
die Leistungen bei dem 28 Jahre alten
Lehrer abgenommen, doch hat er sein
Streben, sich wichtig zu machen, nicht
abgelegt. Mit der jüdischen Gemeinde
hat er Streit. Er setzt den Unterricht
willkürlich aus und beklagt sich über
Vedolgung."

I n einer langen Verteidigungssch rift
widerlegte der Lehrer alle Anklagepunk-
te, behauptete, man habe ihn zu Boden
geworfen und versucht zu erdrosseln.
Der evangelische Pfarrer Abicht stellte
ihm ein gutes Zeugnis aus und meinte,
er unterliege den lntrigen seiner jüdi-
schen Mitbürger.

Seitens der Schulbehörde erhielt er
eine Verwarnung und wurde unter die
Aufsicht des Schulinspektors Pfarrer
Pfender aus Kellenbach gestellt. Die-
ser schrieb in seinen Revisionsbericht,
die Schule habe 45 Kinder (18 Knaben,
27 Mädchen). Der Lehrer habe ein
Volkslied eingeübt, welches für geübte
Ohren jedoch noch zu rauh klinge, doch
sei es zumindest ein Anfang. Der Leh-
rer sei von Reformideen erfülli, von
denen die Gemündener Juden, die an
dem alten Schlendrian hängen, nichts
wissen wollen. Er wolle sich jedoch
seiner Gemeinde mehr als Prediger
aufdrängen als Lehrer der Kinder zu
sein. Was sein sittliches Leben anbe-
lange, so habe es in dem letzten Vier-
teljahr keine Anstößigkeiten gegeben,
jedoch wollten ihn polizeiliche Perso-
nen oft spät in der Nacht auf der Straße
gesehen haben. Gegen Vorgesetzte
verhalte er sich barsch und nicht mehr
gewissenhaft. Er wolle Gemünden in
zwei Monaten verlassen. Bis dahin
wolle er die Juden zu Gemünden noch
recht exern (necken, ärgern)."

Lehrer Wei nzweigweh fte sich ener-
gisch gegen die nun vom Landrat aus-
gesprochene Entlassung, erwolle durch
die Schule eine dem Zeitgeist ange-
paßte Generation heranbilden. Pfarrer
und Bürgermeister aber hätten zerrüt-
tete häusliche Verhältnisse und seien
abhängige Geschöpfe einiger vermit-
tels ihres Geldes dominierenden Ju-

denfamilien geworden.
Nach diesen handfesten Auseinan-

dersetzungen verließ er im Oktober
'1846 die Stelle. Sein Nachfolger war
der Schulaspianl Gruhn von Gemün-
den, der aber nur bis zum 1. Januar
'1847 blieb. Zwischenzeitlich jedoch
hatte man mit einem lsaac Fränkelaus
Sobernheim einen Vertrag geschlos-
sen. Der dortige Superintendent und
Schulinspektor Oertel hatte ihm ein
gutes Zeugnis ausgestellt. Sein Gehalt
setzte sich wie folgt zusammen: Freie
Wohnung und zwei Klafter Holz (23
Taler), 100 T Gehalt ohne Rücksicht
auf die Klnderzahl, als Vorsänger und
Schächter 4Of, an Schächtgebühren
und für Gebete 25 T, zusammen 165 T.
Auch er war Pfarrer Pfender aus Kel-
lenbach unterstellt. Schon zwei Jahre
später (Dez. 1849) gab Fränkel die
Stelle auf.

Es meldete sich der 19 Jahre alte
und zweimal geprülle Ari Wei n be rg aus
Gütersloh. Er machte sich auf die Rei-
se auf Anordnung des ,,Vereins für
Westfalen und Rheinprovinz zur Bil-
dung von Elementarlehrern und Beför-
derung von Handwerk und Künsten
unter den Juden". Sein Gehalt wurde
mit 130 T festgesetzt.

Mit dem Jahre 1850 trat eine völlige
Wandlung für die jüdische Schule in
Gemünden ein. Sie wurde am 23. Ja-
nuar 1850 in eine öffentlich anerkannte
verwandelt, und der Lehrer erhielt sein
Gehalt vom Kommunal-Empfänger.

33 jüdische Haushalte wurden nun
auf G rund ih res Klassensteuerauf kom-
mens zur Schulgeldzahlung veranlagt.
Statt der 80 T, die aufgebracht werden
sollten, ergaben die Schulgeldhebe-
listen jedoch nur 41 T. Pro Kind hätten
jährlich 2 T, 10 Sgr gezahlt werden
müssen, mehr als in jeder christlichen
Schule. lm Jahre 1851 heißt es des-
halb nicht umsonst, daß beim Einzug
des Schulgeldes,,exekutorische Maß-
regeln" ergriffen werden sollten.

Wieder war ein neuer Lehrer einge-
troffen. Er hieß Ferdinand Salomon
und kam aus dem Kreis Wetzlar. Die
erste Revision in seiner Klasse fiel mit-
telmäßig aus.

1856 wurden für 33 Kinder 2 112
Klafter Holz aus dem Gemeindewald
erbeten. Dabei kam wieder die Rede
auf das Recht als öffentliche Schule.
Bei Aberkennung würde dies den To-
desstoß für die Schule bedeuten.

1857 wurde dem Lehrer Amtsver-
nachlässigung vorgeworfen. Er hatte
an Weihnachten keine Schule gehal-
ten, war, als Bürgermeister Molz die
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Schule morgens um 9 Uhr besuchte,
schächten gegangen und am 29. De-
zemberohne Genehmigung von Schul-
inspektor Koch aus Laufersweiler zu
einer Hochzeit nach Argenthal gefah-
ren.

Wegen eines Brandes in der Schu-
le mußte der UnterrichlamlT. Novem-
ber 1857 in einen anderen Raum ver-
legt werden.

Mit Schulinspektor Koch gab es
Arger. Synagogenvorsteher Marx ver-
faßte deshalb ein Beschwerdeschrei-
ben. Er vermerkte, daß in Gemünden
die einzige öffentliche israelitische Ele-
mentarschule bestehe. Sie sei vor 20
Jahren in ungünstigen Zeiten unter
hohen Opfern der Beitragspflichtigen
errichtet worden und sei immer der
evangelischen Schulinspektion unter-
stellt gewesen. Gelobt wurde das gute
Verhältnis zu den bisherigen Schulin-
spektoren Sup. Back und Pfarrer Pfen-
der und deren liebevoller Einsatz.

Landrat Hardt stand auch wieder
auf dem Standpunkt, jüdische Schulen
seien private Einrichtungen und keine
des öffentlichen Rechts. Darum wurde
eine beantragte Sondergratif ikation f ür
den Lehrer in Gemünden nach einer
gut verlaufenen Revision abgelehnt.
'1 861 reichte Lehrer Salomon seine
Entlassung von der Schulstelle ein. Er
war 29 Jahre alt und 9 Jahre im Dienst.
Bei der Abschlußüberprüfung fand der
lnspektor 20 Knaben und 20 Mädchen
vor, denen allerdings ,,die Munterkeit
des vorigen Jahres fehlte und auch das
Singen war wegen eines Brustleidens
des Lehrers wenig geübt."

Nun trat eine Vakanzzeit ein. Eine
Unterbringung in den christlichen Schu-
len war nicht möglich, denn die evan-
gelische Schule hatte selbst 95 Kinder.
Pfarrer Reuß von Dickenschied schlug
vor, die Stelle einem Schulaspiranten
zu geben und ihm ein Gehalt von 90 T
zuzugestehen. Die Veruualtung der Stel-
le sei besser als ihre Auflösung. Vorge-
sehen wurde Johann Christoph Lud-
wigvon Denzen, der bereits Erfahrun-
gen mit der Schulverwaltung in Hassel-
bach gemacht hatte. Anscheinend kam
dieser Vorschlag nicht zur Ausführung,
und die Gemeinde suchte verzweifelt
nach einem jüdischen Lehrer. Bei die-
ser Lage genehmigte der Landrat, daß
sogar der evangelische Pfarrer Hirsch
aus Gemünden vormittags 2 Stunden
und Lehrer Kohl aus Henau nachmit-
tags von 1-3 Uhr den Unterricht in der
jüdischen Schule übernahmen. 1866
war noch kein Lehrer gefunden, doch
Pfarrer Hirsch und Lehrer Kohl konn-

ten auf Dauer den Dienst auch nicht
durchführen. Nochmals sprang Lehrer
Gräff aus Gehlweiler ein.

Im August 1866 endlich stellte sich
Lehrer Callmann Moses Hellwitzvor. ln
einem sauber geschriebenen ,,Cur-
riculum vitae" (Lebenslauf) war zu er-
sehen, daß er 1808 in Altenkirchen
geboren war. Den Namen Hellwitzhal-
te er erst 1845 angenommen. Da er die
für den Elementarschuldienst vorge-
schriebenen Prüfungen nicht abgelegt
hatte, galt er als Privatlehrer und wurde
für die 30 Kinder nur provisorisch ange-
stellt. Doch beantragte man, ihn trotz
nicht abgelegter Prüfungen nach ei-
nem Jahr weiter zu beschäftigen. Nun
kündigte Hellwitzvon selbst die Stelle,
weil er auch mit den Eltern nicht zu-
recht kam.

lhm folgte der Privallehrer Jakob
Fe rdi nand M ayer aus Eppstein, später
immer M aye r- E pp ste i n genan nt. E r war
1846 in Saarwellingen geboren und
hatte die israelitische Lehrerbildungs-
anstalt in MünsterAffestf. besucht, auch
besaß er ein Prüfungszeugnis vom
Lehrerseminar in Brühl.

Die Stellung der jüdischen Schule
in Gemünden blieb umstritten, nach
wie vor sah man sie als Privatschule
an, die von 24 Haushaltungen unter-
halten werden mußte. Obwohl daher
die Gemeinde keinerlei Verpflichtun-
gen gehabt hätte, stellte sie weiterhin
das Brennholzzum Heizen des Schul-
lokals zur Verfügung.

Die geringe Bezahlung aber der
Lehrpersonen f ührte zu laufenden Stel-
lenwechseln. ln sieben Jahren waren
fünf Lehrer, ohne die christlichen enga-
giert worden. Die Bitte von Bürgermei-
ster Mendel, einen Zuschuß von 30 T
zum Gehalt des israelitischen Lehrers
zu geben, wurde wie alle anderen ab-
gelehnt, da die Schule nicht öffentlich
sei.

Vom Jahre 1870liegtein Revisions-
bericht vor:,,L ehrer M aye r- E ppstei nv er -

sieht die Schule seit drei Jahren. Sie
hat 16 Knaben und 14 Mädchen. Als
ich morgens um 20 nach sieben Uhr
eintraf, waren die Bänke erst schwach
besetzt. Nach und nach trafen die Kin-
der ein. Es fehlte an Ruhe und Auf-
merksamkeit. Das Lesen war mangel-
haft. Ein Volkslied hatte man befriedi-
gend gesungen." Der lnspektor bat die
Regierung, den Lehrer zu ermahnen.
Es folgte eine Rüge wegen ungenü-
gender Amtsführung. Auch bei einer
späteren Revision traf man von den 30
Kindern nur 21 in der Schule an. Die
Bitte von Lehrer Mayer-Eppstein um

Gehaltserhöhung wurde, wie bisher,
abschlägig beschieden. Als er dann
auch noch in private Verleumdungen
einbezogen wurde, kündigte er die Stel-
Ie.

Dieses ewige Hin und Her veran-
laßte den Landrat schließlich, die jüdi-
sche Schule in Gemünden aufzulösen
und sie mit der evangelischen, die nun
zweiklassig werden sollte, zusammen-
zulegen. Die Judenschaft lehnte die-
sesVorhaben ab und führte an, daß die
Schuleweiterhin bestehen bleiben kön-
ne, wenn man sie als öffentliche Ele-
mentarschule anerkenne.

Das geschah nicht, und so erklär-
ten sich am 14. März 1874 die Reprä-
sentanten der Synagogengemeinde
Gemünden mit der Auflösung einver-
standen. Die Kinder kamen gegen Zah-
lung von 1 Taler Schulgeld im Jahr in
die evangelische Schule.

Den Religionsunterricht erteilte der
Religionslehrer und Schächter Sfras-
ser. 1889 ist nochmals ein Religions-
lehrer und Schächter Voohs verzeich-
net, der aber keine Lehrbefähigung
besaß. Zulelzl wird '1891 ein Michael
Broderich genannt, der ein Gesuch um
Erteilung des Religionsunterrichtes
stellte. Mit ihm enden die Nachrichten
über das isiaelitische Schulwesen in

Gemünden.

Zum vorliegenden Beitrag vgl. Gustav
Schellack, Die jüdische Schule in Ge-
m ü n de n/H u ns rück i n : Rhei n - H u ns rück-
Kalender 1993, hrg. vom Rhein-Huns-
rück-Kreis, S. 56 - 61.
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